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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der durch 
die Verordnung Nr. 121/67/EWG über die gemeinsame 
Marktorganisation für Schweinefleisch vorgesehenen Inter- 
ventionsregelung. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 16. April 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Bucüdruckerei R. Madel, 5307 Waditberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der durch die Verordnung Nr. 121/67/EWG über 
die gemeinsame Marktorganisation für Schweinefleisch vorge- 
sehenen Interventionsregelung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Verordnung Nr. 121/67/EWG des Rates 
vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Schweinefleisch^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1253/70^), wurde 
ein gemeinschaftliches Interventionssystem auf dem 
Schweinefleischmarkt eingeführt. 

Es hat sich gezeigt, daß die Anwendung des 
Artikels 5 Absatz 1 der Verordnung Nr. 121/67/ 
EWG Schwierigkeiten bereiten kann, wenn eine 
schnelle Einleitung von Interventionsmaßnahmen 
erforderlich ist. Es ist daher angebracht, den Ar- 
tikel 5 entsprechend zu ändern. 

Angesichts bestimmter erheblicher Unterschiede 
der Erzeuger- und Verbrauchergewohnheiten auf 
dem Markt der Gemeinschaft kann die Anwendung 
der einheitlichen Interventionsmaßnahmen ihre 
Wirksamkeit beeinträchtigen. Um diesen Besonder- 
heiten der Schweineproduktion in den verschiedenen 
Gebieten der Gemeinschaft Rechnung zu tragen, ist 
es daher angebracht, die Möglichkeit vorzusehen, 
die Anwendung der Interventionsmaßnahmen ent- 
sprechend den jeweiligen Erzeuger- und Verbrau- 
chergewohnheiten unterschiedlich zu gestalten - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Text des Artikels 5 der Verordnung Nr. 121/67/ 
EWG wird durch folgenden Text ersetzt: 

„1. Der Kaufpreis für geschlachtete Schweine der 
Standardqualität darf nicht höher als 92 v. H. 
und nicht niedriger als 85 v. H. des Grund- 
preises sein. 

2. Die Kaufpreise für die Erzeugnisse einer Stan- 
dardqualität, ausgenommen geschlachtete 


Schweine, werden vom Kaufpreis für geschlach- 
tete Schweine abgeleitet, und zwar nach Maß- 
gabe des Verhältnisses, das zwischen jedem 
einzelnen der Einschleusungspreise für diese 
Erzeugnisse einerseits und dem Einschleu- 
sungspreis für geschlachtete Schweine anderer- 
seits besteht. 

3. Die Kaufpreise für die anderen Erzeugnisse als 
die Erzeugnisse der Standardqualität werden 
von den für die betreffenden Standardquali- 
täten geltenden Kaufpreisen abgeleitet, und 
zwar unter Berücksichtigung der gegenüber den 
Standardqualitäten bestehenden Qualitätsunter- 
schiede. Diese Preise gelten für bestimmte 
Qualitäten. 

4. Nach dem Verfahren des Artikels 24 werden 

a) die Erzeugnisse bestimmt, die Gegenstand 
von Interventionsmaßnahmen sind und, so- 
weit es die Aufkäufe betrifft, die Qualitäten 
und Gewichtsklassen festgesetzt; diese kön- 
nen entsprechend den besonderen Merk- 
malen der Schweinefleischerzeugung jedes 
Gebietes der Gemeinschaft unterschiedlich 
sein, 

b) die Kaufpreise und die Höhe der Beihilfen 
zur privaten Lagerhaltung festgesetzt, 

c) die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel, insbesondere die Bedingungen für 
den Ankauf und die Lagerung der Erzeug- 
nisse erlassen, die Gegenstand der in Ar- 
tikel 3 vorgesehenen Interventionsmaßnah- 
men sind.'' 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2283/67 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 1. Juli 1970, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, den 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Durch die Verordnung Nr. 121/67/EWG über die 
gemeinsame Marktorganisation für Schweinefleisch 
wurde eine Interventionsregelung auf dem Schweine- 
fleischmarkt in der Gemeinschaft eingeführt. 

Während der ersten gemeinschaftlichen Interven- I 
tion auf dem Schweinemarkt haben einige Mitglied- 
staaten die Aufkäufe durch die Interventionsstellen i 
von Schweinehälften auf bestimmte Gewichtsklassen | 
begrenzt. Diese Maßnahme schien für mehrere Ge- 
biete der Gemeinschaft angemessen, da die übrigen 
Gewichtsklassen nur in geringen Mengen auf dem 
Markt vorhanden waren. In anderen Gebieten ist es 
jedoch unerläßlich, mehrere Gewichtsklassen aufzu- 
kaufen. 

Um in Zukunft neue Schwierigkeiten zu vermeiden 
und die Interventionsregelung dieser Situation 
besser anzupassen, schlägt die Komission auf An- 
trag der Delegationen der Mitgliedstaaten vor, den 
augenblicklichen Text des Artikels 5 der Verord- ; 
nung Nr. 121/67/EWG unter Berücksichtigung der | 


besonderen Merkmale der Schweiuefleischerzeugung 
in den verschiedenen Gebieten der Gemeinschaft zu 
ändern. 

Dieser Vorschlag hat zum Zweck; 

— die Interventionsmaßnahmen auf dem Schweine- 
fleischmarkt im angemessenen Zeitpunkt vorbe- 
reiten zu können; 

- — eine einheitliche Auslegung des augenblicklichen 
Absatzes 2 dieses Artikels 5 sicherzustellen; 

— die Aufkäufe von Schweinehälften durch die 
Interventionsstellen zu ermöglichen, und zwar 
entweder von nur einem Teil oder den meisten 
der Gewichtsklassen. 

Die Interventionsausgabcn auf dem Schweiueiiiarkt 
werden vom FEOGA (Abteilung Garantie) gemäß 
Verordnung (EWG) Nr. 788/69 übernommen. 

Die Anwendung der vorgeschlagenen Maßnahmen 
hat keine finanzielle Auswirkung. Es handelt sich 
um eine technische Verbesserung der gemeinschaft- 
lichen Regelung. 
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